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Antrag 

 
Vorlage-Nr.: AT/0007/2017  Datum: 18.01.2017

 

Verfasser: 01-CDU-Ratsfraktion Az:  

Gremienweg: 
 

 
 

 einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 
 verwiesen  vertagt  geändert 

Stadtrat 

 

02.02.2017 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 
 
Betreff: Antrag der CDU-Ratsfraktion: Versagung der 

Grunddienstbarkeit/Baulasten für die HGÜ (Ultranet)-Nutzung auf 
städtischen Grundstücksflächen 

 
Beschlussentwurf:  
 
Der Stadtrat möge beschließen, die Verwaltung wird beauftragt: 
 
Sofern weitere Grunddienstbarkeiten bzw. Baulasten für die Errichtung einer HGÜ-Leitung 
auf städtischen Grundstücksflächen einzutragen wären, diese Eintragungen zu versagen. 
 
 
 
Begründung:  
 
Mit Beschlussvorlage BV/0302/2016 vom 08.06.2016 hat der Stadtrat in seiner Sitzung vom 
16.06.2016 einstimmig eine Resolution zur geplanten Höchstspannungsgleichstromübertra-
gung (HGÜ) Ultranet verabschiedet. Mit dieser Resolution wird die Fa. Amprion und die 
Bundesnetzagentur aufgefordert, eine Trasse für das Ultranet vorzusehen, die nicht in der Nä-
he von Wohngebieten der Stadt Koblenz verläuft oder in solchen Bereichen eine Erdverkabe-
lung vorzunehmen. 
 
 
 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
 

Die Stadt zum Bleiben. 


